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Klimakonferenz auf Bali / 3. – 14. Dezember 2007
Ehrgeizige Reduktionsziele für Treibhausgasemissionen
sind im Interesse der Schweiz
Rigorose und globale Massnahmen sind nötig, um im Kampf gegen die Klimaerwärmung den Schaden für Mensch und Umwelt zu begrenzen. Das liegt auch im Interesse der Schweizer Wirtschaft und begünstigt die Schaffung von Arbeitsplätzen in unserem Land
Die in Bali stattfindende Konferenz der Vertragsparteien des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen hat zum Ziel, die offiziellen Verhandlungen über die Reduktion von Treibhausgasen nach 2012 – in der zweiten Phase des Kyotoprotokolls (2013-2017) -  weiterzuführen. In diesen Verhandlungen muss ein neues, weiter greifendes und ehrgeizigeres Protokoll festgelegt werden. Besonders wichtig ist es, die neuen Schwellenländer davon zu überzeugen, dass sie zwingende Reduktionsziele für Treibhausgase festlegen müssen. China wird bei den Treibhausgasemissionen bald den ersten Rang einnehmen. 
Travail.Suisse erwartet, dass sich die Schweiz stark für die Reduktionsziele von Treibhausgasen einsetzt. Gemäss der Expertengruppe des IPCC
 ist es unbedingt notwenig, sofort und ohne Verzögerungen zu handeln, wenn wir eine rasche Klimaerwärmung mit katastrophalen Folgen verhindern wollen. Es geht darum, den Temperaturanstieg bis 2100 auf 2° Celcius – ein für den Menschen verträglicher Anstieg –zu limitieren. Das bedeutet für die Industrienationen – zu denen auch die Schweiz gehört – eine Treibhausgasreduktion von 50 bis 70 Prozent in den kommenden Jahrzehnten. 
Reduktion der CO2 -Emissionen um 70 Prozent bis 2050

Nebst den humanitären Aspekten – die Bevölkerung der am wenigsten entwickelten Länder wird von der Klimaerwärmung am heftigsten getroffen – hat die Schweiz auch ein offensichtliches wirtschaftliches Interesse daran, einer zu starken Klimaerwärmung entgegenzuwirken. Denn sollten nicht schnell effektive Massnahmen zur Reduktion der Treibhausgase getroffen werden, so könnten Kosten in der Höhe von 5 Prozent des weltweiten Bruttoinlandproduks (BIP) entstehen. Eine Stabilisierung der Treibhausgaskonzentration auf ein für den Menschen unbedenkliches Niveau bis 2050 würde gemäss Stern-Report
 nur etwa 1 Prozent des globalen BIP ausmachen. 
Überraschenderweise sind die internationalen Auswirkungen für die Schweiz viel bedeutender als die direkten Konsequenzen einer Klimaerwärmung in unserem Land. So hätte ein massiver Einbruch des globalen BIP aufgrund einer gescheiterten globalen Klimapolitik höchst negative Folgen für unsere Exportindustrie. 
Die Uhrenindustrie zum Beispiel wäre von einem Rückgang der Verkaufszahlen im Luxussegment betroffen, die Tourismusbranche würde weniger ausländische Wintertouristen verzeichnen und der Export von Investitionsgütern würde stark unter dem rückläufigen BIP anderer Länder leiden. Das käme einem Verlust von Arbeitsplätzen in der Schweiz gleich.
Andererseits würde die Schweiz von einer ehrgeizigen globalen Klimapolitik nur profitieren, denn diese würde weltweit Investitionen in der Höhe von mehreren hundert Milliarden Franken nötig machen, um eine effiziente Energieversorgung und eine nachhaltige Entwicklung erneuerbarer Energien zu gewährleisten. Dank ihrer Innovationsfähigkeit könnte die Schweizer Exportindustrie von einer beträchtlichen Absatzsteigerung in diesem Marktsegment profitieren, was die Schaffung von Zehntausenden von Arbeitsplätzen mit sich brächte. 
Für ein umfangreiches Programm zur energetischen Gebäudesanierung
Aus sozialen wie auch aus wirtschaftlichen Gründen erwartet Travail.Suisse von der Schweiz ein konsequentes Engagement für eine Reduktion der Treibhausgase an der Klimakonferenz in Bali. Wir erwarten:
· dass sich die Schweiz für eine Reduktion der Treibhausgase von 30 Prozent  bis 2020 gegenüber dem Niveau von 1990 einsetzt. Die Zielsetzung des UVEK
 von 20 Prozent ist unzureichend. Eine ehrgeizigere Zielsetzung würde sich positiv auf unsere Wirtschaft auswirken, da sie eine effizientere Energiepolitik und die nachhaltige Entwicklung erneuerbarer Energien begünstigen würde.
· dass die Schweiz spätestens 2010 auch für Treibstoffe eine CO 2 –Abgabe einführt, da genau in diesem Bereich die Emissionen ständig ansteigen.
· dass – wie es das UVEK in seinem Aktionsplan für eine effiziente Energiepolitik vorschlägt – ein umfangreiches nationales Programm zur energetischen Sanierung von Privatgebäuden lanciert wird. In diesem Bereich besteht ein enormes Potential zur Reduktion von Treibhausgasen, da Gebäude für beinahe die Hälfte der gesamthaft verbrauchten Energie in der Schweiz verantwortlich sind. Solch ein Programm hätte beträchtliche positive Konsequenzen für die Schweizer Wirtschaft (Förderung der Innovationsfähigkeit und des Wettbewerbs) wie auch für den nationalen und regionalen Arbeitsmarkt (Zehntausende von neuen Arbeitsplätzen auf verschiedensten Qualifikationsstufen). Es ist unverständlich, dass der Wirtschaftsdachverband „economiesuisse“ ein solches Programm ablehnt!
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